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AKTUELL 
Auszählung In Nepal 

(spk) Die Aussichten der regie­
renden Kongresspartei, auch die 
neue Regierung in Nepal zu steilen, 
haben sich deutlich verbessert. Am 
Donnerstag morgen fehlten der Par­
tei mit 88 sicheren Madaten nur 
noch 15 Sitze zur absoluten Mehr­
heit. Die KPs waren mit 74 Sitzen 
fast unaufholbar abgeschlagen. Mit 
dem Endergebnis wird nicht vor 
Freitag gerechnet. 

Europa einschalten 
Der österreichische Aussenmini-

ster Alois Mock hat am Donnerstag 
die europäischen Staaten und vor 
allem die EG aufgefordert, sich in 
die jugoslawische Krise einzuschal­
ten. In einem Radiogespräch vertrat 
der Minister die Ansicht, bisher sei 
die Krise in Jugoslawien unter­
schätzt worden. Mock warnte vor 
negativen Auswirkungen auf ganz 
Europa und stellte Vergleiche mit 
Nahen Osten an. 

Botschaftertreffen 
In Weimar hat am Donnerstag 

eine gemeinsame Tagung 16 deut­
scher und französischer Botschafter 
in den Staaten Mittel- und Osteuro­
pas begonnen. Beim zweitägigen 
Treffen soll versucht werden, ein 
gemeinsames Konzept zu entwic­
keln, um den politischen und wirt­
schaftlichen Aufbau in Osteuropa 
zu unterstützen. Zudem geht es um 
die Haltung zu Fragen der Nationa­
litäten und Minderheiten in Osteu­
ropa. 

Priester verschwunden 
Moslemische Rebellen haben im 

Süden der Philippinen erneut einen 
katholischen Priester entführt. Ge­
neralstabschef Lisandro Abadia gab 
am Donnerstag in Manila bekannt, 
dass der Benediktiner Kim John Pil 
auf der Insel Mindanao seit Tagen 
vermisst werde. Ende April war auf 
Mindanao der französische Priester 
Yves Caroff von moslemischen Kid­
nappern freigelassen worden. 

Bundesrat Rend Felber auf  Besuch im Fürstentum Liechtenstein - Gute Beziehungen zwischen beiden Nachbarstaaten an Pressekonferenz unterstrichen 

Baker beendete 
Gespräche in Israel 

Jerusalem (AP) Ohne greifbare Ergeb­
nisse in den wesentlichen Streitfragen hat 
US-Aussenminister James Baker am 
Donnerstag seine Gespräche in Israel be­
endet und damit seine vierte Pendelmis­
sion in den Nahen Osten seit Beendigung 
des Golfkrieges abgeschlossen. Mit der 
israelischen Regierung bestünden immer 
noch Meinungsverschiedenheiten in der 
Frage einer Beteiligung der Vereinten 
Nationen an einer Friedenskonferenz. Er  
werde nach "Washington zurückfliegen 
und Präsident George Bush Bericht er­
statten. Danach werde er über seine wei­
teren Schritte entscheiden, sagte Baker in 
Jerusalem nach einer dreieinhalbstündi-
gen Unterredung mit Ministerpräsident 
Jizchak Schamir. Schamir sagte, er sei 
sicher, dass Baker seine «grossartigen Be­
mühungen» um das Zustandekommen 
einer arabisch-israelischen Friedenskon­
ferenz fortsetzen werde. 

Für das Wetter sind wir 
nicht verantwortlich, 
für Ihre Qarderobe 
können wir es sein! 

Jeden Freitag Abendeinkauf 
bis 20 U h r  

Samstag durchgehend geöffnet bis 16.00 U h r  

Meinungsaustausch zwischen Bundesrat Ren i  Felber sowie Regierungschef Hans Brun- Pressekonferenz im Anschluss an das rund zweistündige Gespräch zwischen der 
hart und Regierungschef-Stellvertreter Dr. Hyber t  Wille im Regierungsgebäude. Anu^schweizerischen und liechtensteinischen Delegation. Von links Bundesrat Rene Felber, 
Gespräch nahmen auch Beamte von beiden Staaten teil. (Bilder: Beat Schürte) Regierungschef Hans Brunhart und Regierungschef-Stellvertreter Dr. Herbert Wille. 

(G.M.) - Im Verhältnis zwischen der 
Schweiz und dem Fürstentum Liechten­
stein bestehen derzeit keine besonderen 
Probleme. Dies bekräftigten am Don­
nerstag nachmittag Bundesrat Rene Fel­
ber und Regierungschef Hans Brunhart 
nach einem Meinungsaustausch im Re­
gierungsgebäude an einer gemeinsamen 
Pressekonferenz. Das Arbeitsgespräch 
zwischen Bundesrat Felber und Vertre­
tern der liechtensteinischen Regierung, 
begleitet von Beamten des Auswärtigen 
Amtes, diente vor allem der Analyse des 
EG-EFTA-Ministertreffens vom Montag 
in Brüssel. 

In Übereinstimmung mit früheren 
Treffen zwischen Vertretern der liechten­
steinischen Regierung und des Bundesra­
tes unterstrichen sowohl Bundesrat Rene 
Felber als auch Regierungschef Hans 

Brunhart die guten, problemlosen Bezie­
hungen zwischen den beiden Nachbar­
staaten. Diese Feststellung aus anderen 
Gesprächen, stellte Regierungschef 
Brunhart mit Nachdruck fest, sei auch 
diesmal wieder bestätigt worden. Nach 
seiner Einschätzung werden die bilatera­
len Themen zunehmend von multilatera­
ler Problematik überlagert, so dass von 
besonderer "Wichtigkeit sei, gemeinsam 
die anstehenden Probleme zu bespre­
chen. 

Die schweizerische wie auch die liech­
tensteinische Gesprächsdelegation nahm 
in der rund zwei Stunden dauernden Ge­
sprächsrunde eine Analyse des EG-EF-
TA-Treffens vor, erklärte Brunhart und 
wies auf die Konsequenzen hin, die es aus 
diesem Treffen zu ziehen gelte, ohne die­
se näher zu erläutern. Ferner sind nach 

seinen Angaben das am Freitag in Vaduz 
stattfindende Treffen der Neutralen und 
Nichtgebundenen Staaten der Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (N+N-Staaten) sowie die bevor­
stehende Konferenz der EFTA-Regie-
rungschefs in Wien besprochen worden. 
Das Wiener Gipfel-Treffen erhält für 
Liechtenstein eine besondere Bedeutung, 
weil das Beitrittsgesuch Liechtensteins 
zur Diskussion steht. Brunhart gab seiner 
Hoffnung auf einen positiven Entscheid 
der EFTA-Regierungschefs Ausdruck 
und wies in diesem Zusammenhang auf 
die von Liechtenstein bereits genehmigte 
Änderung des Zollvertrags mit der 
Schweiz hin, welche die Grundlage für 
dieses Beitrittsgesuch darstelle. 

Auch Bundesrat Felber unterstrich das 
gute Verhältnis zwischen den beiden 

Administrative Probleme durch Volksinitiative 
Regierungschef Hans Brunhart äusserte sich am Pressegespräch zur Initiative gegen 5-Tage-Woche 

(G. M.) - Die am letzten Wochenende 
gestartete Volksinitiative, die mit einer 
Änderung des Schulgesetzes die Vertei­
lung des Unterrichts an den Schulen auf 
sechs Werktage verteilen möchte, schafft 
vor allem administrative Probleme. Diese 
Erklärung gab Regierungschef Hans 
Brunhart am Pressegespräch vom Diens­
tag ab. Die Regierung hat sich, wie be­
reits mehrfach berichtet, schon zu Beginn 
des Jahres für die Einführung der 5-Tage-
Woche an den Schulen ausgesprochen 
und "das Schulamt mit der Durchfuhrung 
der notwendigen Vorkehrungen beauf­
tragt. Die Abstimmung über die Ände­
rung des Schulgesetzes kann aufgrund der 
gegebenen Fristen, sofern die Unter­
schriftensammlung zustandekommt, 
kaum vor Beginn des Schuljahres 1991/92 
stattfinden. Abstimmung über die 5-Ta-
ge-Woche also kurz nach der Einführung 
des schulfreien Samstags? 

Die Kernfrage, um die grössten Proble­
me durch die entgegengesetzten Stoss-
richtungen zwischen Regierungsentschei­
dung für den schulfreien Samstag und 
Volksinitiative gegen die 5-Tage-Woche 
zu vermeiden, lautet gegenwärtig: Wird 
die Regierung ihre Entscheidung ange­
sichts der Volksinitiative bis zur Entschei­
dung durch die Stimmberechtigten aus­
setzen oder hält sie an ihrem Entscheid 
fest? Regierungschef Hans Brunhart 
wollte sich am Pressegespräch zu diesem 
Thema noch nicht festlegen. Aber'er liess 
durchblicken, dass es grundsätzlich mög­
lich wäre, die erlassene Verordnung zur 
Einführung des schulfreien Samstags wie­
der aufzuheben. So oder so - Probleme 
administrativer Art wird es in jedem Fall 
geben, denn neben der Entscheidung der 
Regierung gab es bereits Vorkehrungen 
für die Verteilung des Unterrichts auf 
fünf Werktage durch den Abbau von Wo­
chenstunden für die Schüler sowie durch 
die Änderung der Stundenverpflich­
tungen. 

Regierungschef Hans Brunhart äusser­
te Kritik am Vorgehen der Initianten, 
weil sie mit ihrer Volksinitiative so spät 
gestartet hätten. Nach seiner Auffassung 
gibt es keinen Grund, mit der Lancierung 
der Initiative so lange zuzuwarten - aus­
ser eben, grosse Problem im schuladmini­
strativen Bereich heraufzubeschwören. 
Die Initianten vertreten demgegenüber 
die Auffassung, dass die Regierung wohl 
eine Entscheidung getroffen, bislang aber 
die entsprechende Verordnung noch 
nicht publiziert habe. Ausserdem habe 
Regierungschef Brunhart, wird angefügt, 
im Landtag darauf verwiesen, dass im 
Rahmen der Revision des Schulgesetzes 
ebenfalls über die 5-Tage-Woche an den 
Schulen diskutiert werden könne. Die 
Vorlage für die Revision des Schulgeset­
zes liegt jedoch ebenfalls noch nicht vor. 

Heute Treffen 
der N+N-Staaten 

Die Aussenminister der soge­
nannten Neutralen und Nichtgebun­
denen Staaten im Rahmen der Kon­
ferenz für Sicherheit und Zusam­
menarbeit in Europa (KSZE) hal­
ten heute im Rathaus in Vaduz ihre 
Arbeitstagung ab. Die für Aussen-
politik zuständigen Minister trafen 
bereits gestern abend in unserem 
Land ein und wurden durch die Re­
gierung empfangen. Vorgesehen ist 
auch ein Empfang der Aussenmini­
ster auf Schloss Vaduz. 

Am N+N-Treffen nehmen auf 
Einladung Liechtensteins die Aus­
senminister von Österreich, Zy­
pern, Finnland, Malta, San Marino, 
Schweden, der Schweiz und Jugo­
slawien teil. 

Mehr über die N+N-Konferenz 
im Innern der heutigen Ausgabe. 

Nachbarstaaten und begrüsste die EFTA-
Mitgliedschaft Liechtensteins. Im Zusam­
menhang mit der von ihm genannten Be­
deutung des guten bilateralen Verhältnis­
ses als Grundlage für die Diskussion über 
europäische Fragen sprach Felber von 
neuen Beziehungen zu Liechtenstein. 

Künftig soll Liechtenstein mit Priorität 
über die schweizerische Europa-Position 
unterrichtet werden, allerdings ohne 
Liechtenstein damit die schweizerischen 
Vorstellungen aufzwingen zu wollen. Für 
Liechtenstein freilich stellt sich die Frage 
eines Alleingangs in europäischen Fra­
gen, wie Brunhart erklärte: Ohne schwei­
zerischen EWR-Beitritt werde es auch 
keinen liechtensteinischen EWR-Beitritt 
geben. 

Über 70 Prozent der Eltern dafür 
Die Entscheidung der Regierung, auf 

Beginn des Schuljahres 1991/92 den 
schulfreien Samstag einzuführen und da­
mit die inzwischen reduzierte Schulzeit 
für die Schülerinnen und Schüler auf al­
len Schulstufen auf fünf Werktage zu ver­
teilen, stützt sich nach Angaben von Re­
gierungschef Hans Brunhart auf eine 
breit angelegte Umfrage unter Lehrern 
und Eltern ab. Wie der Ressortinhaber 
für das Bildungswesen am Pressegespräch 
erneut unterstrich, haben sich bei dieser 
Umfrage über 70 Prozent der antworten­
den Eltern für den schulfreien Samstag 
ausgesprochen. Dieser Zustimmung einer 
deutlich überwiegenden Mehrheit der El­
ternschaft steht nun die Volksinitiative 
gegenüber, die den Schulunterricht auf 
sechs Schultage pro Woche verteilen 
möchte. In den nächsten Wochen bis zu 
einer definitiven Entscheidung durch das 
Volk dürfte somit, wie auch Regierungs­
chef Brunhart meinte, für Gesprächsstoff 
gesorgt sein. Allerdings gab er zu verste­
hen, dass er sich auf diese Auseinander­
setzung und die Diskussion in gewissem 
Sinne freue. 

Anpassung der Stundentafeln 
Die Vorarbeiten für die Einführung 

der 5-Tage-Woche an den Schulen sind 
relativ weit gediehen. Wie aus einer Mit­
teilung des Presse- und Informationsam­
tes der Regierung in Erfahrung gebracht 
werden konnte, sind «im Hinblick auf 
den unterrichtsfreien Samstag an den 
liechtensteinischen Schulen» die Stun­
dentafeln an der Oberschule, Realschule 
und am Gymnasium angepasst worden. 

Diese Anpassung erfolgte, wie Regie­
rungschef Hans Brunhart erklärte, nicht 
in erster Linie aufgrund der geplanten 
5-Tage-Woche an den Schulen, sondern 
weil die Stundenzahlen - im Vergleich zu 
den umliegenden .Staaten - zu hoch gewe­
sen seien. 

Jugoslawien: Weitere 
Rettungsversuche 

Belgrad (AP) Das jugoslawische Parla­
ment hat am Donnerstag den Versuch 
unternommen, die Verfassungskrise des 
Vielvölkerstaates in letzter Minute zu 
überwinden. Die Abgeordneten nahmen 
in Belgrad die Debatte über die Berufung 
neuer Vertreter im Staatspräsidium für 
Montenegro und die von Serbien kontrol­
lierten Provinzen Kosovo und Wojwodi-
na auf. Damit könnte sich für den Kroa­
ten Stipe Mesic eine letzte Chance erge­
ben, gegen die Stimmen des serbischen 
Lagers doch noch in das Amt des Staats­
präsidenten gewählt zu werden. Die jüng­
ste Entwicklung alarmierte unterdessen 
auch die Regierungen in Bonn und Wien. 

Mesic hatte am Vortag als erster nach 
dem gültigen Rotationsprinzip antreten­
der Kandidat nicht die erforderliche 
Mehrheit von fünf der acht Landesteile 
erreicht. Er  hätte aufgrund der Verfas­
sung für ein Jahr zum Staatspräsidenten 
gewählt werden müssen. Mesic tritt im 
Gegensatz zu Serbien für ein aus souverä­
nen Republiken gebildetes Jugoslawien 
ein. Serbien, Kosovo und Wojwodina 
hatten gegen ihn gestimmt, das traditio­
nell mit Serbien verbündete Montenegro 
nahm an der Wahl nicht teil. 

Am Abend wollte das Staatspräsidium 
erneut zu einer Sitzung zusammenkom­
men, um einen neuen Wahlgang vorzu­
nehmen. 
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